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Am Freitag unterlag die Fußball-

nationalmannschaft der Republik 

San Marino zu Hause der deutschen 

mit 0:8. Anschließend kritisierte 

der deutsche Spieler Thomas Mül-

ler (Bayern München), der kein Tor 

erzielt hatte: »Mit professionellem 

Fußball hat das nichts zu tun.« Und: 

»Bei solchen Spielen und Verhältnis-

sen auf solch schmierigem Platz ist 

man einer Gefahr ausgesetzt, die viel-

leicht nicht nötig ist.« Der Journalist 

und Sportfunktionär aus San Marino 

Alan Gasperoni antwortete Müller am 

Sonntag auf Facebook in einem offe-

nen Brief:

Lieber Thomas Müller, natürlich hast 
Du recht! Spiele wie das vom Freitag 
braucht kein Mensch. Auch Du nicht! 
Lieber Thomas, es nutzt Dir ja wirklich 
nicht, kostenlos an einem spielfreien 
Bundesligawochenende nach San Ma-
rino zu kommen, wenn Du gleichzeitig 
mit Deiner Frau in Deiner Luxusvil-
la zusammensein könntest. Alternativ 
könntest Du ja auch ein paar tausend 
Euro einsacken, wenn Du an einem 
Sponsorenevent teilnehmen könntest.

Ich armer Tropf habe jedoch zehn 
gute Gründe für den Abstecher nach 
San Marino, um an einem Spiel zwi-
schen San Marino gegen Deutschland 

teilzunehmen. Denk einfach mal dar-
über nach:

1. Es zeigt, dass Du noch nicht mal 
gegen solche Rumpeltruppen wie uns 
Sanmarinesen triffst; und gib es zu: Du 
warst stinksauer, dass unser Keeper Si-
moncini Dich am Toreschießen gehin-
dert hat.

2. Das Spiel zeigt, dass der Fußball 
nicht im Besitz von Deutschland ist. 
Das Spiel gehört Euch nicht. Auch wir 
sind Teil des Spiels und lieben es – ob 
Du willst oder nicht – sag das auch 
Rummenigge und Beckenbauer!

3. Es zeigt Hunderten von Journali-
sten, dass es da Männer gibt, die ihren 
Traum leben … Und nicht nur Schecks 
hinterherrennen.

4. Es zeigt, dass Ihr Deutschen euch 
nicht geändert habt. Selbst aus der 
Geschichte habt Ihr nichts gelernt … 
Machtgelüste sind keine Siegesgarantie.

5. Es zeigt 200 Nachwuchsfußbal-
lern, dass ihre Trainer richtig liegen, 
wenn sie davon sprechen, dass sich Ein-
satz und Opferbereitschaft auszahlen. 
Vielleicht erleben diese Burschen bald 
solche Spiele gegen den Weltmeister 
nicht mehr … Wer weiß?

6. Mit dem Geld, das wir durch die 
Übertragungsrechte einnehmen, zahlen 
wir nicht nur Deinen gestörten Wochen-

endfrieden, sondern auch ein neues 
Fußballcamp im Niemandsland von Ac-
quaviva. Das Camp hättest Du mit Dei-
ner Gage aufbauen können, wir brauch-
ten aber dieses Spiel über 90 Minuten 
mit seinen Übertragungsrechten dafür!

7. Es dient einem Staat der Zwerge, 
der mit seinen Einwohnern nur einen 
Teil Deines Stadions in München füllt, 
um mal wegen eines guten Grundes 
in die Zeitungen zu kommen; und ein 
Fußballspiel ist immer ein guter Grund.

8. Es dient Deinem Freund (Serge) 
Gnabry (deutsch-ivorischer Fußball-
spieler, zur Zeit bei Werder Bremen 
unter Vertrag; jW), um in der Mann-
schaft zu debütieren und drei Tore zu 
schießen. Nun kann er bei Werder einen 
besseren Vertrag aushandeln.

9. Es gibt einem traurigen Sanmari-
nesen neue Kraft, weil er sieht, was für 
ein stolzes Team San Marino hat.

10. Und es zeigt mir, dass Ihr zwar 
die schicksten Adidas-Trikots haben 
könnt, aber immer die bleiben werdet, 
die weiße Tennissocken in den Sandalen 
tragen.

So, und nun bist Du am Zug, lieber 
Thomas. Beste Grüße, Dein Alan
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Der Personalrat des 
Staatstheaters Karlsru-
he ist nominiert für den 

Deutschen Personalrätepreis des 
Bund-Verlags, der am heutigen 
Mittwoch in Berlin verliehen 
wird. Wofür könnte Ihre Beschäf-
tigtenvertretung ausgezeichnet 
werden?

Wir sind nominiert für unser Enga-
gement in Sachen Arbeitszeitkontrol-
le beim künstlerischen Personal. Das 
klingt banal, würde aber konsequent 
gedacht den Theaterbetrieb komplett 
verändern. Bis dato gab es einfach 
faktisch keine Grundlagen für solche 
Überprüfungen.

Die Dokumentationspflicht, die 
durch das Mindestlohngesetz festge-
schrieben wurde, gibt uns die Möglich-
keit der Kontrolle, um zumindest die 
Arbeitsschutzregelungen durchzuset-
zen. Das hat am Badischen Staatsthea-
ter die Arbeitsbedingungen des künst-
lerischen Personals bereits entschie-
den verbessert, obwohl es natürlich ein 
langer Weg ist. Diese Prozesse sind am 
Theater vollkommen unbekannt – hier 
sind 16-Stunden-Tage eher die Regel 
als die Ausnahme.

In der Öffentlichkeit ist verhält-
nismäßig wenig über die Arbeits-
belastung von Schauspielerinnen 
und Schauspielern bekannt. Wie 
würden Sie Ihren Alltag beschrei-
ben?

Schauspielerinnen und Schauspie-
ler arbeiten unter dem sogenannten 
»Normalvertrag Bühne«, einem Werk, 
das mit einem modernen Tarifvertrag 
nichts zu tun haben sollte. Das bedeu-
tet neben einer Sieben-Tage-Woche 
mit 48 Stunden und mehr auch Resi-
denzpflicht in der Arbeitsstadt. Das al-
les nach einem mehrjährigen Studium 

für ein Einstiegsgehalt von 1.800 Euro 
brutto und ohne Kündigungsschutz.

Trotzdem gibt es in Ihrer Branche 
nur wenig gewerkschaftlich Orga-
nisierte.

Leider ist die Genossenschaft Deutscher 
Bühnen-Angehöriger, GDBA, – die Ge-
werkschaft für Bühnenkünstler – wenig 
präsent und hat im Gegenzug kaum Mit-
glieder. Das ist natürlich in beide Rich-
tungen problematisch. Es liegt sicher 
auch daran, dass von der GDBA Streik 
als Mittel des Arbeitskampfes so gut 
wie nicht vorgesehen ist.

Der »Normalvertrag Bühne« wird 
zwischen der GDBA und dem Deut-
schen Bühnenverein, dem Arbeitge-
berverband der Theater und Orchester, 
verhandelt. Um bessere Ergebnisse zu 
erzielen und um Aufmerksamkeit zu ge-
nerieren – auch unter den Künstlerinnen 
und Künstlern selbst – hat sich im Früh-
jahr 2016 das »Ensemble-Netzwerk« 
gegründet.

Sie engagieren sich auch in dem 
Netzwerk, das gegen prekäre Ar-
beitsbedingungen von Schauspiele-
rinnen und Schauspielern kämpft. 
Können Sie die weiteren Ziele 
erläutern?

Das erste Treffen des »Ensemble-
Netzwerks« im Mai dieses Jahres war 
eine Premiere. Eine Zusammenkunft, 
zu der Schauspieler, Dramaturgen, 
Theaterpädagogen und sonstiges 
künstlerisches Personal aller Stadt- 
und Staatstheater und der freien Szene 
eingeladen waren, um sich über Ar-
beitsbedingungen auszutauschen und 
aktiv zu werden. Maßgeblich hierbei 
ist vor allem, dass wir uns endlich 
organisieren.

Es wurde – und wird – viel über faire 
Arbeitsbedingungen gesprochen. Über 
Gehaltsanpassungen an den öffentli-
chen Dienst, eine 40-Stunden-Woche, 
bessere Schutzmechanismen, Kündi-
gungsschutz für Schwangere und Men-
schen in Elternzeit sowie Personalräte. 
Das sind nur einige Themen, für die 
wir streiten.

Natürlich braucht es dafür auch ein 
politisches Umdenken. Weg von der 
Kürzungspolitik und dem Theater-
sterben, hin zu einer besseren Finan-
zierung der Häuser und Ensembles. 
Außerdem muss Kultur ins Grundge-
setz. Den Politikerinnen und Politikern 
muss der Stellenwert von Kunst und 
Kultur für unsere Gesellschaft stärker 
bewusst werden.

Haben Sie schon viele Mitstreiter 
gewinnen können?

Vor allem die jüngere Generation von 
Schauspielerinnen und Schauspielern 
will solidarisch etwas verändern, und 
die Absolventen der Schauspielschu-
len sind fast geschlossen dabei. Auch 
die öffentliche Resonanz ist groß. Aber 
wir sind noch ganz am Anfang. Jetzt 
kommt es darauf an, uns zu organi-
sieren und für gemeinsame Ziele zu 
streiten. Interview: Markus Bernhardt

»Das hat mit einem modernen 
Tarifvertrag nichts zu tun«

Verheerendes Signal

Gerd Müller

NSA-Selektoren weiter unter Verschluss

Suff-, Drogen und Afrika-Experte des Tages

Am Dienstag entschuldigte 
sich Bundesentwicklungs-
minister Gerd Müller 

(CSU) für seine Afrika-Expertise, die 
von der »Heute Show« am Freitag 
als »Schritt in die richtige Richtung« 
gewürdigt worden war. Er sei da am 
2. November »zu undifferenziert« 
gewesen. Dabei hatte er lediglich an-
gedeutet, was zwischen Frankenwald 
und Zugspitze jedes Schulkind weiß. 
Bayern liegt schließlich kurz vor der 
Sahara: »Wenn eine afrikanische 
Frau 100 Dollar verdient. Preisfra-
ge: Wieviel bringt die nach Hause 
zur Familie? Die bringt 90 Dollar 
nach Hause. Wenn ein afrikanischer 
Mann 100 Dollar verdient, Tobi, was 
bringt der nach Hause? 30 Dollar. 
Und Du weißt sicher, was er mit dem 
Rest macht: nämlich Alkohol, Suff, 
Drogen, Frauen natürlich.« Kennt 
der Bayer aus seiner Heimat. Das 

Problem: Es gibt mehr afrikanische 
(550 Millionen) als bayerische Män-
ner (sechs Millionen). Ungerecht. 
Durchlaucht Gloria von Thurn und 
Taxis rumorte schon 2001 in der 
Talkshow »Friedman«: »Afrika hat 
Probleme nicht wegen fehlender 
Verhütung. Da sterben die Leute an 
AIDS, weil sie zuviel schnackseln. 
Der Schwarze schnackselt gerne.« 
Und das in großer Zahl. CSU-Ge-
neralsekretär Andreas Scheuer hatte 
völlig recht, als er Mitte September 
warnte: »Das Schlimmste ist ein fuß-
ballspielender, ministrierender Sene-
galese, der über drei Jahre da ist, weil 
den wirst Du nie wieder abschie-
ben.« Den kickenden, katholischen 
Westafrikaner kann man in der Tat 
mit einem aus dem Berchtesgadener 
Land verwechseln. Allerdings: Der 
Schwarze schnackselt ja mehr als die 
eingeborenen Bergbesteiger, weil er 
ein »Ausbreitungstyp« ist. Das hat 
der AfD-Bioarchäologe Björn Höcke 
in Thüringen herausgefunden.

Dem suff-, drogen- und frauenge-
wohnten Müller sprang am Dienstag 
übrigens Kabinettskollegin Barbara 
Hendricks (SPD) zur Seite, die mit 
ihm auf der Klimakonferenz im ma-
rokkanischen Marrakesch weilt: »Das 
ist die Lebenserfahrung.« Was ande-
res meint der Höcke auch nicht. (asc)

Das Bundesverfassungs-
gericht hat eine weitere 
Chance verpasst, die 

Oppositionsrechte im Parlament 
zu stärken. Die Entscheidung der 
Karlsruher Richter bedeutet im 
Kern: Die von der Bundesregierung 
zugesagte Vertraulichkeit bei Ge-
heimdienstoperationen zwischen 
BND und NSA wiegt offenbar 
schwerer als das im Grundgesetz 
verankerte Kontrollrecht der ge-
wählten Abgeordneten gegenüber 
der Exekutive. Staatswohlerwä-
gungen gehen vor Aufklärung. Mit 
dieser Begründung wurde die Or-
ganklage von Linken und Grünen 
abgelehnt, mit der wir Einsicht in 
die Liste mit inzwischen gesperrten 
NSA-Suchbegriffen gerichtlich er-
zwingen wollten, nachdem die Bun-
desregierung die Umsetzung eines 
entsprechenden Beweisbeschlusses 
im Untersuchungsausschuss (UA) 
verweigert hatte. Die Liste hatte der 
BND zum Teil über Jahre hinweg in 
seinen Ausspähanlagen eingesetzt.

Im Zuge des Urteils bleiben 
die fast 40.000 NSA-Selektoren, 
von denen wohl viele auch gegen 
deutsche und europäische Interes-
sen verstoßen haben, weiter unter 
Verschluss. Die Frage, ob der 
BND den US-amerikanischen Ge-
heimdiensten nicht nur Beihilfe zu 
politischer, sondern auch zu Wirt-
schaftsspionage geleistet hat, wird 
sich nun vermutlich nicht mehr 
aufklären lassen. Von Beginn an hat 
die Bundesregierung alles getan, 
um eine tiefgreifende Aufklärung 
zu verhindern. Immer wieder wur-
den wichtige Beweismittel zurück-
gehalten, Akten verweigert oder 
umfassend geschwärzt, und wichti-

ge Zeugen konnten sich an brisante 
Vorgänge oft angeblich nicht mehr 
erinnern.

Trotzdem hat der NSA-UA sehr 
viel ans Licht gebracht. Angefangen 
von der Operation »Eikonal«, bei 
der BND und NSA über vier Jahre 
hinweg am größten Kabelknoten-
punkt Europas in Frankfurt am 
Main Tag für Tag Millionen Daten, 
Telefonate, SMS und E-Mails auch 
völlig unbescholtener Menschen 
ausspionierten – mit Wissen des 
Kanzleramtes und unter Täuschung 
parlamentarischer Gremien. Die 
Hauptstelle für Befragungswesen, 
eine Tarnorganisation des BND, ist 
aufgeflogen. Personenbezogene Da-
ten, z. B. Handynummern, die dort 
von Flüchtlingen erhoben und an 
die Amerikaner weitergereicht wur-
den, konnten zur Zielerfassung bei 
Drohnenangriffen genutzt werden. 
Dies forderte zahlreiche Todesopfer. 
Und wir wissen inzwischen, dass 
der Grundrechtsschutz deutscher 
Staatsbürger durch unzureichende 
Filtersysteme oft nicht funktioniert.

Das jüngste Urteil ist sehr är-
gerlich, weil damit ein wichtiger 
Teilbereich der Geheimdienstarbeit 
der parlamentarischen Kontrolle 
weitgehend entzogen wird. Das 
mag vielleicht ein guter Tag für die 
Geheimdienste sein – für all jene, 
die für Transparenz, Aufklärung 
und gegen Massenüberwachung 
stehen, ist das Karlsruher Urteil ein 
verheerendes Signal.

Der Autor ist Linke-Bundestags-

abgeordneter und stellvertretender 

Vorsitzender des Parlamentari-

schen Kontrollgremiums für die 

Nachrichtendienste

André Hahn

Arbeitsbedingungen: Schauspieler organisieren sich, da sie von 
Bühnengenossenschaft enttäuscht sind. Gespräch mit Michel Brandt
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Michel Brandt ist Personalratsmit-

glied und Schauspieler am Badischen 

Staatstheater Karlsruhe und 

Bundestagskandidat für Die Linke 
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www.ensemble-netzwerk.de


